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(Rr. 13132.) Geſetz über die Bereitſtellung von weiteren Staatsmitteln zur beſchleunigten Kultivierung 
privater Heide⸗ und Moorländereien durch den Staat. Vom 27. Juli 1926. 


D Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


SR 

Der durch das Geſetz über die Bereitſtellung von Staatsmitteln zur beſchleunigten Kultivierung 
privater Heide, und Moorländereien durch den Staat vom 9. Februar 1924 (Geſetzſamml. S. 105) 
zur Verfügung geſtellte Betrag von 2,6 Millionen Goldmark wird um weitere 4,35 Millionen 
Reichsmark erhöht. 

$ 2. 

() Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im § 1 bewilligten Mittel im Wege des Kredits 
zu beſchaffen. 

(2) Die Schuld iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1½ vom Hundert des aufgenommenen 
Schuldkapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Verrechnung 
auf bewilligte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der zur Tilgung 
der Schuld aufgewendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen. 


8 3 
Rückeinnahmen, die alljährlich in den Staatshaushalt aufzunehmen find, fließen dem im § 1 


bezeichneten Fonds zu. 
SA. 


Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuftändigen Miniſter. 
„Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs— 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 27. Juli 1926. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
(Siegel.) Zugleich für den Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Jorſten: 


Braun. Höpker Aſchoff. 


GVierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 14. Auguſt 1926.) 
Geſetzſammlung 1926. (Rr. 1313213137.) = 
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(Nr. 13133.) Geſetz über die Bereitſtellung weiterer Mittel für den Stettiner Hafen. Vom 28. Juli 1926. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
951. 


Das Staatsminiſterium wird ermächtigt: 
a) als Beitrag zum Geſellſchaftsvermögen der Stettiner Hafengemeinſchaft in Stettin an 
Stelle der im § 1 Buchſtabe a des Geſetzes über die Unterhaltung und den weiteren 
Ausbau des Stettiner Hafens vom 22. September 1923 (Gefekfamml. S. 451) 
bewilligten 200 000 000 % den Betrag von 30 000 RM — dreißigtauſend Reichs⸗ 
mark — zu verwenden; 
für den weiteren Ausbau des Stettiner Hafens den Betrag von 9 945 000 AM 
— neun Millionen neunhundertundfünfundvierzigtauſend Reichsmark — nach Maßgabe 
des von dem zuſtändigen Miniſter feſtzuſetzenden Planes zu verwenden; 
zur Erhöhung des Stammkapitals der Stettiner Hafenbetriebsgeſellſchaft m. b. H. in 
Stettin einen Betrag in Höhe von ¼ des hierzu erforderlichen Geſamtkapitalbetrags 
bis zum Höchſtbetrage von 60 000 7, — jechzigtaufend Reichsmark — zu verwenden. 


b 


— 


C 


— 


§ 2. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im § 1 bewilligten Mittel im Wege des Kredits 
zu beſchaffen. Von dieſem Kredit iſt ein Teilbetrag von 4535000 Ke auf den durch das 
Geſetz vom 16. Februar 1926 (Geſetzſamml. S. 50) über die Bereitſtellung von Geldmitteln für 
die Ausgeſtaltung des ſtaatlichen Beſitzes an Bergwerken, Häfen und Elektrizitätswerken ſowie zur 
Förderung der Landeskultur bewilligten Kredit von 150 Millionen RA anzurechnen. Die reſt⸗ 
liche Schuld von 5 640 000 2. iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des 
aufgenommenen Schuldkapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld 
oder zur Verrechnung auf bewilligte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom 
Hundert der zur Tilgung der Schuld aufgewendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Be— 
träge anzuſetzen. a 2 

8 3. 

Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. er 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 28. Juli 1926. | 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel.) Für den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel und Gewerbe: 


Braun. am Zehnhoff. 


(Rr. 13134.) Geſetz über die Aufhebung privatrechtlicher Baubeſchränkungen in der Provinz Hannover 
und in der Stadt Frankfurt a. M. Vom 28. Juli 1926. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


83%: 

a) 1. Präjudiz I der Hannoverſchen Bekanntmachung vom 8. Januar 1845 (Geſetzſamml. für 
das Königreich Hannover 1845 S. 11), betreffend die Entfernung der Neubauten 
von Nachbargrenzen, 

Artikel I B a, d, e (88 2, 5 bis 8) und Artikel II des Geſetzes vom 1. April 1851, den 
Wich, die Einfriedigungen, die Furchen und Notwege in den Gemarkungen von Frank 
furt und Sachſenhauſen betreffend (Geſetz und Statuten⸗Sammlung der Freien Stadt 
Frankfurt Band 11 S. 71), 

werden mit dem Ablaufe von ſechs Monaten nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes aufgehoben. 


1 


— 
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() Das in der Provinz Hannover geltende Recht des Beſitzers eines Ackergrundſtücks, zu 
verlangen, daß ſein Nachbar bei der Errichtung von baulichen Anlagen (Zäunen, Hecken, Wällen uſw.) 
von der Grenze ſo weit abbleiben muß, daß der Beſitzer des Ackergrundſtücks ſein Grundſtück bis 
an die Grenze beſtellen kann, bleibt unberührt. Dieſes Recht kann jedoch für Orte und Ortsteile 
mit ſtadtmäßiger Bebauung durch die Bauordnung aufgehoben werden. Ein Abſtand von mehr 
als 60 Zentimeter kann von dem Beſitzer des Ackergrundſtücks nicht verlangt werden. 

a § 2. 

() Sind vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes beide Nachbargrundſtücke oder eines von ihnen 
unter Einhaltung der im § 1 aufgehobenen Vorſchriften bebaut, ſo kann innerhalb ſechs Monaten 
nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes der Eigentümer desjenigen Grundſtücks, zu deſſen Gunſten 
die Beſchränkung beſtand, bei der Baupolizeibehörde zwecks Aufrechterhaltung der Beſchränkung eine 
dem bisherigen Rechte entſprechende Eintragung in ein von der Baupolizeibehörde zu führendes 
Verzeichnis beantragen. 

(2) Über den Eingang des Antrags iſt ein vorläufiger Vermerk in das Verzeichnis aufzunehmen. 


(1) Von dem Antrage hat die Baupolizeibehörde dem Eigentümer des belaſteten Grundſtücks 
Kenntnis zu geben. Eine Abſchrift der Außerung dieſes iſt dem Antragſteller zur Gegenäußerung 
zu überſenden. Die Baupolizeibehörde entſcheidet über den Antrag, ſobald die Außerungen vor— 
liegen oder die zur Abgabe der Kußerungen geſetzte Friſt verſtrichen iſt. 

(2) Die Baupolizeibehörde kann die Eintragung ablehnen, ſofern die baurechtliche Beſchränkung 
ihre Berechtigung verloren hat. Die Ablehnung der Eintragung darf nicht zu einer offenbar nicht 
beabſichtigten Härte führen. 

) Die Eintragung muß erfolgen, ſofern das öffentliche Intereſſe die Eintragung erfordert 


§ 4. 
(1) Gegen den Beſcheid der Baupolizeibehörde ſteht dem Beteiligten binnen zwei Wochen die 
Beſchwerde an den Bezirksausſchuß zu. 
(2) Gegen den Beſchluß des Bezirksausſchuſſes iſt binnen zwei Wochen die Klage beim Ober— 
verwaltungsgerichte zuläſſig, die auch die Baupolizeibehörde erheben kann. 


§ 5. 
(1) Die Eintragung der Beſchränkungen in das Verzeichnis hat zu erfolgen, ſobald gegen 
eine die Eintragung anordnende Entſcheidung kein Rechtsmittel mehr zuläſſig iſt. 


(2) Solange über einen Antrag gemäß den SS 3 und 4 noch nicht rechtskräftig entſchieden iſt, 
bleibt der bisherige Rechtszuſtand für die baurechtlichen Verhältniſſe der Grundſtücke auch über 
den im § 1 bezeichneten Zeitpunkt, und zwar bis zur rechtskräftigen Entſcheidung über die Ein 
tragung, maßgebend. e 
6) Nach rechtskräftigem Abſchluſſe des Verfahrens iſt der vorläufige Vermerk ($ 2 Abf. 2) 
zu löſchen. 


8 6. 5 
a) Mit der Eintragung in das Verzeichnis ($ 2 Abſ. 1) wird die Beſchränkung eine Baus 
vorſchrift im Sinne des öffentlichen Baurechts und eine öffentliche Laſt des Grundſtücks im Sinne 
des § 10 Abſ. 1 Ziffer 3 und des § 156 Abſ. 1 des Reichsgeſetzes über die Zwangsverſteigerung 
und die Zwangsverwaltung vom 24. März 1897/20. Mai 1898. Sie hat den gleichen Rang 
wie die gemeinen Laſten Artikel 1 Abſ. 1 Nr. 2 des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes vom 
23. September 1899 zum Reichsgeſetz über die Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung 
(Geſetzſamml. S. 291). a 
(2) Die Wirkung tritt nicht vor Ablauf der im 8 1 vorgeſehenen Friſt ein. 
Geſetzſnammlung 1926. (Nr. 1313213137). 66 


m _ 
= 8 7 
Die Löſchung einer auf Grund dieſes Geſetzes ſtattgehabten Eintragung durch die Baupolizei⸗ 
behörde kann nur mit Einwilligung des Eigentümers des berechtigten Grundſtücks erfolgen. 
§ 8. 
Der Erbbauberechtigte ſteht dem Eigentümer gleich. 
8 9. 
Die näheren Vorſchriften über die Ausführung des Geſetzes erläßt der zuſtändige Miniſter. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs. 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 3 
Berlin, den 28. Juli 1926. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. am Zehnhoff. Hirtſiefer. 


(Mr. 13135.) Geſetz zur Abänderung des Grundvermögensſteuergeſetzes vom 14. Februar 1923 (Geſetz⸗ 
N ſamml. S. 29) und des Geſetzes vom 28. Februar 1924 (Geſetzſamml. S. 119) in der Faſſung 
der Verordnung vom 28. Dezember 1925 (Geſetzſamml. S. 178). Vom 29. Juli 1926. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Einziger Artikel. 
) Das Geſetz über die Erhebung einer vorläufigen Steuer vom Grundvermögen vom 
14. Februar 1923 (Geſetzſamml. S. 29) in der Faſſung der Verordnung vom 28. Dezember 1925 
(Geſetzſamml. S. 178) wird wie folgt geändert: | 
Im § 23 treten an die Stelle der Worte „mit dem 30. September 1926“ die Worte 
,mit dem 31. März 19271, Br ; 5 
e) Das Geſetz zur Anderung des Geſetzes vom 14. Februar 1923 uſw., vom 28. Februar 1924 
(Geſetzſamml. S. 119) in der Faſſung der Verordnung vom 28. Dezember 1925 (Geſetzſamml. S. 178) 
wird wie folgt geändert: 

Im Artikel II treten an die Stelle der Worte „mit dem 30. September 1926’! die 

Worte „mit dem 31. März 199711, 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 29. Juli 1926. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff. 


® 


(Mr. 13136.) Geſetz, betreffend die Bereitſtellung weiterer Geldmittel für die nach dem Geſetze wegen 
Vollendung des Mittellandkanals und der durch ſie bedingten Ergänzungsbauten an vor⸗ 
handenen Waſſerſtraßen vom 4. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 67) auszuführenden 
Bauarbeiten. Vom 30. Juli 1926. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
8 1. 
Für die nach dem Geſetze, betreffend die Vollendung des Mittellandkanals und die durch 
ſie bedingten Ergänzungsbauten an vorhandenen Waſſerſtraßen vom 4. Dezember 1920 (Geſetz⸗ 
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ſamml. 1921 S. 67) auszuführenden Bauarbeiten werden weitere Geldmittel in Höhe von zunächſt 
22 832 000 RA — zweiundzwanzig Millionen achthundertzweiunddreißigtauſend Reichsmark — 
bereitgeſtellt. 
Se 

() Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im § 1 bewilligten Mittel im Wege des Kredits 
zu beſchaffen. | 

(2) Die Schuld ift in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des aufgenommenen 
Schuldkapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur Ver⸗ 


rechnung auf bewilligte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert der 
zur Tilgung der Schuld aufgewendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge anzuſetzen. 


$ 3: 
Die Ausführung dieſes Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 30. Juli 1926. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. | 
2 Zugleich für den Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Jorſten 
st und den Finanzminiſter: 


(Siegel.) 
Braun. Schreiber. 


(Nr. 13137.) Verordnung über die Koſten in Angelegenheiten des Geſetzes, betreffend die Ermöglichung 
a a der Kapitalkreditbeſchaffung für landwirtſchaftliche Pächter, vom 9. Juli 1926 (Reichs⸗ 
geſetzbl. 1 S. 399). Vom 18. Juli 1926. 


Auf Grund des § 23 Abſ. 4 des Geſetzes, betreffend die Ermöglichung der Kapitalkreditbeſchaffung für land- 
wirtſchaftliche Pächter, vom 9. Juli 1926 (Reichsgeſetzbl. I S. 399) wird folgendes verordnet: 


8 J. 
Für die den Gerichten nach dem Geſetze, betreffend die Ermöglichung der Kapitalkreditbeſchaffung für 
landwirtſchaftliche Pächter, vom 9. Juli 1926 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 399) obliegenden Verrichtungen werden 
Gebühren und Auslagen nach Maßgabe der folgenden Vorſchriften erhoben. ; 


§ 2. 

Für die Verpflichtung zur Zahlung der Koſten, ihre Fälligkeit, Berechnung und Einziehung ſowie das 
Erinnerung und Beſchwerdeverfahren über den Koſtenanſatz gelten, ſoweit nicht nachſtehend etwas anderes 
beſtimmt ift, die Vorſchriften, welche für die nach dem Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetze vom 28. Oktober 1922 
(Geſetzzamml. 1922 S. 363, 1923 S. 107) zu erhebenden Gerichtskoſten maßgebend ſind. Der $8 des 
Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes iſt entſprechend anwendbar. 


() Die Höhe der Gebühr richtet ſich nach dem Betrage der durch das Pfandrecht geſicherten Forderung; 
hat jedoch das verpfändete Inbentar einen geringeren Wert, jo iſt diefer A 3 a > 
„ (e) Im Falle der Exteilung einer Beſcheinigung, daß ein Verpfändungsvertrag bei dem Amtsgerichte 
nicht niedergelegt iſt 5 Abſ. 2d), iſt der Wert des Gegenſtandes unter entſprechender Anwendung des 922 
des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes feſtzuſetzen. f 

84. 

Vruoble Gebühr im Sinne dieſer Verordnung iſt die im § 32 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſe es be⸗ 
ſtimmte Gebühr). Der Mindeſtbetrag einer Gebühr iſt zwei Reichsmark. AR an 


) Qgl. die Verordnung vom 18, Dezember 1923 (Geſetzſamml. S. 556). 
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— 


$5 
8 . 
(1) Für die Niederlegung eines Verpfändungsvertrags bei dem Amtsgericht einſchließlich der Erteilung 
einer Beſcheinigung über die erfolgte Niederlegung werden fünf Zehnteile der vollen Gebühr erhoben. 
(2) Zwei Zehnteile der vollen Gebühr werden erhoben: 8 
a) für die Entgegennahme der Anzeige über die Abtretung einer durch das Pfandrecht geſicherten 
Forderung; 
b) für die Beglaubigung einer Abſchrift eines niedergelegten Verpfändungsvertrags, jedoch höchſtens 
20 Reichsmark; daneben ſind für die Herſtellung der Abſchrift Schreibgebühren zu erheben; 
c) für die Herausgabe eines Verpfändungsvertrags ; 
d) für die Erteilung einer Beſcheinigung an den Pächter, daß ein Verpfändungsvertrag bei dem 
Amtsgerichte nicht niedergelegt worden iſt. 


W 


8 6. 
Gebühren kommen nicht zum Anſatz: a 
a) für die Niederlegung einer Vereinbarung des Pächters und des Pfandgläubigers, durch die die 
Erſtreckung des Pfandrechts auf die nach ſeiner Entſtehung vom Pächter erworbenen Inventar— 
ſtücke ausgeſchloſſen wird; 
b) für die Geſtattung der Einſicht in die bei dem Amtsgerichte niedergelegten Verpfändungsverträge ; 
e) für die Entgegennahme der Anmeldung einer vor dem Inkrafttreten des im § 1 genannten 
Geſetzes erfolgten Sicherungsübereignung. 
8 7. 
Für die Eutſcheidung, einſchließlich des voraufgegangenen Verfahrens, in der Beſchwerdeinſtanz gelten 
die Vorſchriften im § 105 Abſ. 3 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes. 


88. 

Für die Erhebung von Auslagen finden die Vorſchriften im zehnten Abſchnitte des erſten Teils des 
Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes Anwendung. Zur Deckung der baren Auslagen kann von dem Antrag— 
ſteller ein angemeſſener Vorſchuß erhoben werden. f 

. 5 . 99 3 

Eine Erhebung von Stempeln neben den Gebühren findet nicht ſtatt. Urkunden, von denen im Ver⸗ 
fahren Gebrauch gemacht wird, ſind nur inſoweit einem Stempel unterworfen, als ſie es ohne dieſen Gebrauch 
ſein würden. Für die Behandlung dieſer Stempel gilt der § 29 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes ſinugemäß. 


§ 10 
8 . 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 13. Juli 1926 in Kraft. 


Berlin, den 18. Juli 1926. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. am Zehnhoff. Höpker Aſchoff— 
Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 31. Mai 1926 über die Verleihung des Ent. 
eignungsrechts an den Kreis Lüchow für die Errichtung eines Spiel, und Sportplatzes in der 
Feldmark Lüſen durch das Amtsblatt der Regierung in Lüneburg Nr. 29 S. 122, ausgegeben am 
17. Juli 1926; i 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 8. Juni 1926 über die Verleihung des Ent⸗ 
eignungsrechts an den Kreis Melle für die Durchführung der Melioration des Elſetals durch das 
Amtsblatt der Regierung in Osnabrück Nr. 28 S. 74, ausgegeben am 10. Juli 1926. 
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